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Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025
Antrag der Fraktion der SPD vom 17.10.2025 
„Aktueller Stand der Mehrarbeit bei der Polizei NRW“

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­
sende ich den schriftlichen Bericht zum TOP „Aktueller Stand der Mehr­
arbeit bei der Polizei NRW“.

Mit freundlichen Grüßen
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Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt

„Aktueller Stand der Mehrarbeit bei der Polizei NRW“
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Zu den Mehrarbeitsstunden von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei­

vollzugsbeamten (PVB) im Sinne des § 61 Landesbeamtengesetz NRW 

(LBG NRW) und den sonstigen Stunden werden die folgenden Datenzu­

sammenstellungen übermittelt. Zuletzt hatte ich über die Zahlen des Jah­

res 2022 berichtet.

1. Gesamtbestand der Mehrarbeitsstunden der PVB sowie Mehrarbeits­

anfall seit 2004:

Jahr

Bestand 
Mehrarbeit 

zum 
31.12.2024

Entwicklung 
zum Vorjahr 
(gerundet)

Angefallene 
Mehrarbeit im 
Berichtsjahr

Entwicklung 
zum Vorjahr 
(gerundet)

2004 3.528.737 2.502.669 -
2005 3.349.510 -5% 2.326.587 -7%
2006 3.773.725 13 % 2.806.297 21 %
2007 3.749.770 -1 % 2.355.354 -16%
2008 3.715.297 -1 % 2.405.170 2%
2009 3.777.177 2 % 2.149.722 -11 %
2010 3.913.339 4% 1.974.049 -8%
2011 3.984.447 2% 2.011.380 2%
2012 3.847.494 -3% 1.793.044 -11 %
2013 3.914.277 2 % 1.679.989 -6%
2014 3.779.190 -3% 1.629.628 -3%
2015 3.983.482 5% 1.964.249 21 %
2016 3.608.409 -9% 1.760.108 -10%



2017 2.928.055 -19% 1.288.595 -27 %
2018 2.580.196 -12% 770.445 -40 %
2019 2.160.055 -16% 698.163 -9%
2020 1.925.036 -11 % 724.911 4%
2021 1.781.635 -7 % 635.991 -12%
2022 1.730.296 -3% 685.509 8%
2023 1.262.308 -27 % 718.772 5%
2024 1.119.248 -11 % 695.702 -3%

Prozentual ist im Mehrjahresvergleich erneut ein Rückgang bei der Ge­

samtanzahl zu verzeichnen, die Anzahl der neu hinzugekommenen 

Mehrarbeitsstunden reduzierte sich nach einem Anstieg im Jahr 2023 in 

2024 wieder.

2. Gesamtbestand der Mehrarbeitsstunden von PVB in den jeweiligen 

Direktionen der Polizeibehörden:

Die 47 Kreispolizeibehörden gliedern sich neben der Behörden- bzw. Ab­

teilungsleitung Polizei im Wesentlichen in den Leitungsstab sowie die Di­

rektionen Gefahrenabwehr/Einsatz (GE), Kriminalität (K), Verkehr (V) und 

Zentrale Aufgaben (ZA). Das Polizeipräsidium Köln verfügt als einzige 

Kreispolizeibehörde über die Direktion Besondere Aufgaben (BA) mit ins­

besondere Ständigem Stab, Bereitschaftspolizei, Spezialeinheiten und 

Polizeisonderdiensten. In der nachfolgenden Darstellung sind die Zahlen 

der Direktion BA in den Zahlen der Direktion GE/BA enthalten, auch die 

der Ständigen Stäbe. Die übrigen Stäbe, sofern sie keiner Direktion zu­

geordnet sind, werden kumuliert mit der Direktion Wasserschutzpolizei, 

über die allein das Polizeipräsidium Duisburg verfügt, Pressestellen / Öf­

fentlichkeitsarbeit und den Landesoberbehörden dargestellt.
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2.1 Stichtagsbetrachtung

Mehrarbeitsbestand zum 31.12.2024

Stunden gesamt 
(gerundet) Personenzahl

Stunden pro 
PVB

Gesamt 1.119.247 41.085 27
Direktion GE/BA 646.787 22.049 29
Direktion K 325.785 9.974 33
Direktion V 42.982 4.592 9
Direktion ZA 20.440 908 23

Stäbe, Presse, Lan­
desoberbehörden, 
Wasserschutzpolizei 
(nur PP DU)

83.253 3.562 23

2.2. Gesamtbestand des Stundenguthabens von PVB auf Gleitzeit- 

und Differenzkonten sowie auf entsprechenden Konten sonstiger 

genutzter Zeiterfassungssysteme (sonstige Stunden):

Sonstige Stundenguthaben zum 31.12.2024

Stunden ge­
samt

Personenzahl Stunden pro 
PVB

Gesamt 4.109.955 41.085 100
Direktion GE/BA 2.333.399 22.049 106
Direktion K 756.985 9.974 76

Direktion V 383.027 4.592 83
Direktion ZA 357.078 908 393

Stäbe, Presse, Landes­
oberbehörden, Wasser­
schutzpolizei (nur PP DU)

279.466 3.562 78



2.3. Im Jahr 2024 auf ein Langzeitarbeitskonto übertragene Mehrar­

beitsstunden:
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Langzeitarbeitskonten zum 31.12.2024

Übertragene 
Mehrarbeits­

stunden
Personenzahl Stunden pro 

PVB

Gesamtbestand 140.827 41.085 3
Direktion GE/BA 65.276 22.049 3
Direktion K 49.532 9.974 5
Direktion V 8.866 4.592 2
Direktion ZA 3.104 908 3

Stäbe, Presse, Landes­
oberbehörden, Wasser­
schutzpolizei 
(nur PP DU)

14.049 3.562 4

Es wird darauf hingewiesen, dass sich insbesondere die direktionsscharf 

gemeldeten Daten der Kreispolizeibehörden regelmäßig, z. B. durch Um­

setzungen, Versetzungen, Ruhestandseintritte oder Todesfälle, verän­

dern können. Dies kann dazu führen, dass eine fortlaufende Konsistenz 

der Daten nicht gewährleistet ist.

Alle hier dargestellten Zahlenwerte sind mit Stand 22.10.2025 übertragen 

worden. Es ist auch danach mit Anpassungen durch Nach- und Umbu­

chungen durch die Behörden zu rechnen, so dass sich in der Vergangen­

heit berichtete Werte verändern können.
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3. Bewertung der Landesregierung

Insgesamt betrachtet setzt sich der kontinuierliche Abbau des unter be­

stimmten Voraussetzungen auszahlungsfähigen Mehrarbeitsguthabens 

fort.

Bei den “sonstigen Stunden“ ist hingegen weiter ein Aufbau zu verzeich­

nen. Der Gesamtstundenbestand befindet sich mit 4.109.955 Stunden auf 

einem nochmals höheren Niveau als in den Vorjahren:

■ 2023: 3.883.960 Stunden

■ 2022: 3.330.392 Stunden

■ 2021: 3.066.604 Stunden

- 2020: 3.352.172 Stunden

Die durchgehende Erfüllung des polizeilichen Auftrags - der Aufrechter­

haltung der Sicherheit und Ordnung sowie der Strafverfolgung - hat wei­

terhin oberste Priorität. Funktionsbesetzungspläne und erforderliche Per­

sonalstärken sind unabhängig von den jeweils herrschenden Bedingun­

gen durchgängig zu erfüllen. Die Möglichkeiten zum umfangreichen Ab­

bau von Zeit- oder Urlaubsguthaben - vordringlich durch Freizeit - sind 

durch wiederkehrende besondere Einsatzlagen (wie z. B. regelmäßige 

Hochrisikospiele der Fußballbundesliga, Hochwasser, Demonstrationen 

oder zuletzt die Fußball-Europameisterschaft) jedoch begrenzt.

Hierbei gilt es besonders zu berücksichtigen, dass Mehrarbeit im Sinne 

des § 61 LBG NRW eine Anspruchsgrundlage der Beamtinnen und Be­

amten gegenüber dem Dienstherrn, jedoch keine Ermächtigungsgrund­

lage für den Dienstherrn gegenüber seinen Beamtinnen und Beamten



darstellt. Der Dienstherr hatte lange Zeit nicht die Möglichkeit, die Inan-
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spruchnahme von Mehrarbeits- oder Urlaubsguthaben verpflichtend vor­

zuschreiben. Dennoch wurden Führungskräfte auf allen Ebenen sowie 

Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten für einen verantwortungsvollen 

Umgang mit der Arbeitszeit sensibilisiert, zumal es sich bei diesen Rege­

lungen immer auch um Schutzvorschriften handelt. Ausgehend von aktu­

eller Rechtsprechung könnte der Dienstherr die Beamtinnen und Beam­

ten in Zukunft verpflichten, den Freizeitausgleich dann in Anspruch zu 

nehmen, wenn dies die Einsatzlage zulässt (vgl. BVerwG, Urteil vom 7.

März 2024 - 2 C 2.23). Der konkrete Umgang mit dieser Option wird der­

zeit geprüft.

Langzeitarbeitskonten erfreuen sich weiterhin großer Beliebtheit. Die 

Maßnahme hat sich als wirksames Instrument zur Sicherung und späte­

ren Nutzung von Zeitguthaben bewährt und wird als klarer Erfolg bewer­

tet. Im Rahmen der Modernisierungsoffensive für den öffentlichen Dienst 

prüft die Landesregierung die Fortentwicklung der bisherigen Regelun­

gen.


